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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 16. Juli 1965 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
286. Sitzung ani 16. Juli 1965 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestag am 30. Juni 1965 verabschiedeten 


Gesetzes über den Selbstschutz der Zivil- 
bevölkerung (Selbstschutzgesetz) 

— Drucksachen IV/897, 1V/3388 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Dr. Zinn 


Bonn, den 16. Juli 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 2. Juli 1965 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Zinn 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
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Drucksache IV/3749 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über den Selbstschutz der Zivilbevölkerung 
(Selbstschutzgesetz) 


1. In § 53 Abs. 2 ist Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Der Bund trägt ferner die Kosten, die den Ge- 
meinden und Gemeindeverbänden durch die 
Ausbildung im Selbstschutz und die Ausrüstung 
der Selbstschutzpflichtigen mit besonderen Auf- 
gaben sowie der Selbstschutzzüge erwachsen." 

Begründung 

Der Bundesrat hatte bereits beim ersten Durch- 
gang auch die Übernahme der Kosten für die 
Ausrüstung der Selbstschutzpflichtigen mit be- 
sonderen Aufgaben zu Lasten des Bundes be- 
schlossen, weil es sich um Zweckausgaben han- 
delt, die nach der Finanzverfassung und der Kon- 
zeption des 1. ZBG dem Bund zufallen. An dieser 
Stellungnahme wird weiterhin festgehalten. 

2 In § 59 ist die Nummer 2 wie folgt zu fassen: 

„2. die Bundesregierung festgestellt hat, daß 
eine verstärkte Durchführung von Selbst- 
schutzmaßnahmen dringend erforderlich ist; 
die Bundesregierung hat die Feststellung 
aufzuheben, wenn die Voraussetzungen 
hierfür entfallen oder wenn der Bundestag 
und der Bundesrat dies verlangen." 

Begründung 

Anpassung an die entsprechenden Regelungen 
in den Sicherstellungsgesetzen; vgl. auch Stel- 
lungnahme des Bundesrates vom 30. November 
1962, Drucksache IV/897, Anlage 2 Nr. 36 Buch- 
stabe a. 
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